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Nr . 35 . Freitag , 23 . März . 1877 .

Monnements - Emladimg .
Mit dem 1. April 1377 beginnt ein neues Quartal , und

fordern wir deshalb zu zahlreichem Abonnement auf das wöchent -
lich dreimal erscheinende Parteiorgan auf

Der Preis beträgt 1 Mark Kt) l ?f . pro Quartal , 54 �?f .
pro Monat für ganz Deutschland .

Alle Postanstalten und Buchhandlungen nehmen Abonnements

entgegen .
Denjenigen Abonnenten , welche das Blatt per Kreuzkand

beziehen , wird dasselbe bei wöchentlich dreimaliger Zusendung in

folgender Weise berechnet :
für Teutschland , Oesterreich , Helgoland und Luxemburg

3 Mark per Quartal ;
für die Schweiz , Serbien , Belgien , Scandinavien , Italien ,

die Niederlande , Großbritannien , Rumänien , Portugal ,
Frankreich , Spanien , Türkei und Vereinigten Staaten

von Amerika 4 Mark ;
Couvertsendungen innerhalb des deutschen Postgebietes

incl . Oesterreich - Ungarn , Luxemburg und Helgoland
wöchentl . 3mal 10 Mark pr . Quartal , wöchentl . Imal

4,80 Mark pr . Quartal .

Der Abonnements - Betrag ist bei Bestellung einzusenden .
In dem Zeitungskatalog steht der „ Vorwärts " im

Nachtrag XI , unter Nr . 3770 » , Seite 2 .

Für Leipzig und Umgegend ist der Abonnementspreis mit

Bringerlohn ) auf 1 Mark 80 Pf. pro Quartal und 60 Pf . pro
Monat festgesetzt . Man abonnirt bei der Expedition d. Bl .

Färberstraße 12/ll , unserem Colporteur Moritz Ulrich , Süd -

straße 12 , in den Filialen : Cigarrenladen des Hrn . Peter
Krebs , Ulrichsg . 60 , und Sattlerwerkstatt am Königsplatz 7;
für die Umgegend von Leipzig bei den Filialexpeditionen : Hi «kk -
marsdorf , Heudnitz , Zleuschönefekd : c. ic . bei Frau Engel ,
Reudnitz , Täubchenweg 29 , 2 Tr . ; für ßonnewitz : c. bei Teu -

bcrt , Bornaischestr . 19 ; für Kleinzschocher und Ilmgegend bei
F. Trost das . ; für Fhonverg bei Besch , Hospitalstr . 39/ll .
dahier ; für Aeureudnitz bei Zschau , 15 I ; für Kohris ic .
bei A. Hermsdorf , Lindenthalerstr . 7; für Stötteritz bei E.

Grude , An der Papiermühle ; für �lagwitz - Lindenau bei Frau

Grebenstein , Aurelienstraße 3.

Für Werlin wird auf den „ Vorwärts " monatlich für 75 Pf .
(frei in ' s Haus ) abonnirt , bei der Exvedition der „Berliner
Freien Presse " , Kaiser - Franz - Grenadier - Platz 8a und Rubenow ,
Brunnenstr . 34 , im Laden .

Die Leipziger Abonnenten werden noch besonders darauf
aufmerksam gemacht , daß bei allen Stadtpost - Filialcn sowohl
Quartals - als MonatsabonnemeutS angenommen werden .

Die Redaktion und Expedition des „ Vorwärts " .

Briesgeheimnijz und Obertribunal .
Wir erhalten folgende interessante Zuschrift :
„ Mit Bezug auf Ihre Bemerkung , betreffend das Erkenntniß

des Obertribunals vom 15 . Februar d. I . , erlaube ich mir Ihnen
mitzutheilen, daß Ihre Auffassung von der „öffentlichen Be -

leidigung " nach den zur Zeit bestehenden gesetzlichen und Ver -

waltungsvorschristen nicht vollständig die angeregte Frage er -

ledigen dürste .
Die vom Reichskanzler auf Grund des Z 50 des Reichs¬

gesetzes vom 28 . Oktober 1871 erlassene Postordnung enthält in
ihren Ausführungsbestimmungen folgenden Satz :

„Postkarten mit Mittheilungen solchen Inhalts , welchem die
Absicht der Beleidigung oder einer sonst strafbaren Handlung zu
Grunde liegt , sind , insofern die Postbeamten dergleichen wahr -
nehmen , von der Postbeförderung auszuschließen , oder wenn die
Karten bereits abgesandt sein sollten , dem Empfänger nicht zuzu -
stellen , sondern als unbestellbar zu behandeln . "

Hieraus folgt , daß die Postbeamten berechtigt sind , die Post -
karten zu lesen . So wenig nun auch im Ganzen genommen die
Beamten Zeit haben , sich um den Inhalt der Postkarten zu
kümmern ( in Wirklichkeit werden wohl blos die unbestellbaren
Postkarten zur Ermittelung des Absenders besichtigt ) , so bleibt
es doch widersinnig , wenn man den juristisch ungebildeten Be -
amten ein Urtheil darüber zumuthet , ob

„ dem Inhalte ' einer Postkarte die Absicht einer strafbaren
Handlung zu Grunde liege . "

Gerade in den Händen dieser in politischer Unreife auf -
gewachsenen Beamtenklasse können solch dehnbare Bestimmungen
leicht Unannehmlichkeiten sowohl für das schreibende Publikum ,
als auch in zweiter Linie für die PostVerwaltung zur Folge
haben .

Dagegen ist der zweite Theil Ihrer Bemerkung , daß nämlich
em Postbeamter über den Inhalt der durch seine Hände ge -

?0~sei }en Postkarten nichts aussagen dürfe , vollkommen zu
also (vorschriftsmäßig ) eine Postkarte wegen

«zeichneten Inhalts als unbestellbar behandelt wird , so
Qrc ? n 1)611 Aufgabeort zurück und wird in jedem Falle
«plenber zurückgegeben . Ist dieser nicht zu ermitteln ,

oÜL m r�?1*6 unter Briefumschlag mit Begleitschreiben an
oie �ber- Postdirektion des Bezirks eingesandt und dort , wenn

ach einer bestlmmten Frist der Absender nicht zu ernütteln ge -
Im *0n hiermit beauftragten „Ausschüsse " verbrannt .

■ ein Beamter aber ist befugt , über den Inhalt der Karte (sei
s auch zur Ermittlung des Absenders ) etwas mitzutheilen .

K *
�urf m den älteren preußischen Landesthcilen dem

iem « ™ ( t ?«0 • v
1)611 Schriftwechsel einer Person in den -

igen Fallen jede Auskunft ertheilt werden , in welchen der

Staatsanwalt den amtlichen Nachweis darüber beibringt , daß
gegen Jttiese Person eine �strafgerichtliche Untersuchung eingeleitet
ist . So lange dieser Nachweis nicht geführt ist , darf kein

Staatsanwalt , überhaupt Niemand von dem Inhalte einer an
eine bestimmte Person gerichteten Postkarte in Kenntniß gesetzt
werden . Wenn demnach von einem Staatsanwälte auf Grund
einer Postkarte das Strafverfahren eingeleitet wird , so ist dies

nur dadurch möglich , daß ein Postbeamter einen gesetzwidrigen
Berrath begangen hat . In diesem Falle kann meines Wissens
weiter nichts geschehen , als daß man bei der Oberpostdirektion
die Bestrafung des Beamten im Verwaltungswege be -

antragt . Nach § 6 des Reichsgesetzes vom 28 . Oktober 1871

ist Aussicht , daß die bestehenden mangelhaften und wider -

sprechenden Bestimmungen über das Briefgeheimniß , welche sich
durchweg nach den Landesgesetzen der einzelnen Bundesstaaten
richten , von Reichswegen durch andre bessere ersetzt werden .

Dieser § 5 lautet :

„ Das Briefgeheimniß ist unverletzlich . Die bei sttafgericht -
liehen Untersuchungen und in Concurs - und civilprozessualischen
Fällen nothwendigen Ausnahmen sind durch ein Reichsgesetz
festzustellen . Bis zum Erlaß eines Reichsgesetzes werden jene
Ausnahmen durch die Landesgesetze bestimmt . "

Ich bemerke noch , daß eine ausdrückliche Befugniß zum
Lesen der Postkarten in der Postdienstanweisung nirgend aus -

gesprochen ist , daß jedoch noch andre Stellen sich finden , aus
denen diese Befugniß geschlossen werden muß . "

Aus Serbien .

Belgrad , im Februar alten Stils . *)
Ueber den Verlauf der großen Skupschtina **) kann ich Ihnen

heute vorläufig Folgendes mittheilen . Der Gegenstand derselben
war einzig und allein die Durchlesung der Fricdensbedingungen ,
wie sie von Seiten der türkischen und serbischen Regierung ver -
einbart wurden , und die auf diese sich beziehende Frage des

Fürsten an die Skupschtina : ob sie den Krieg oder den Frieden
wolle ? Die Antivort lautete : Frieden ! Der Fürst ließ sich zum
Schlüsse noch also vernehmen : Ich habe den Frieden geschlossen .
Ihr (die Deputirten ) könnt jetzt gehen und Glück auf die Reise !
Die Mehrzahl der Abgeordneten forderte einen Rechenschafts -
bericht über den geführten Krieg , es wurde ihnen aber bedeutet ,
daß die Skupschtina schon geschlossen sei und sie hier weiter

nichts zu schaffen haben .
Der Friede ist verkündet worden , aber er kehrt lange nicht

in unser Land ein . Das Volk will wissen , warum man ihn in
einen erfolglosen , verderbenbringenden Krieg hineingedrängt hat ,
wo die Staatsgelder hingekommen und wie man mit denselben
manipulirt hat , wie soll es ( das Volk ) sich jetzt von dem materiellen

Verluste erholen ? u. s. w. Daß eine solche Meinung im Volke

vorherrscht und immer drohendere Gestalt annimmt , ist der Re -

gierung sehr wohl bekannt ; daher läßt sie den Ausnahmezustand
im Lande fortbestehen und bedient sich der Skupschtina , wie eines

Prügeljungen : so heute um Frieden zu schließen , wie gestern den

Krieg zu eröffnen . Die Skupschtina ist einfach das Spielzeug
des Fürsten und der Regierung — sie hat deswegen auch ihr
Vertrauen beim Volke eingebüßt . Und doch wird eher kein

ordentlicher Zustand geschaffen werden , bis eine Skupschtina , vom
Volke freigewählt , vollständiges Licht über das Verwaltungs -
ejebahrcn während des Krieges verbreitet und zur Heilung des

jämmerlichen Zustandcs nöthige Maßregeln vorgeschlagen haben
wird .

In einer Correspondenz des „Volksstaat " wurde s. Z. ge -
schrieben , daß der serbische Befreiungskrieg von den national -
liberalen Ministercandidaten nur darum so feurig gewünscht wird ,
damit sie bei dieser Gelegenheit gute Geschäfte machen können .
Das ist in Erfüllung gegangen : der Krieg ist beendet (?) worden ,
die Anleihen , Lieferungen , Einnahmen und Ausgaben zum Kriegs -
zwecke sind auch zu Ende , und die volksbefreierische liberale

Regierung ist regierungsmüde und sehnt sich nach einem Ablöser .
Warum auch nicht ? Man hat seine Schäfchen in ' s Trockne ge -
bracht und die Verwaltung der leeren Kassen und die Verant -

wortung möge auf sich nehmen , wen ' s freut . Leider meldet sich
Niemand für diese zetzt nicht mehr so einträgliche Stellung . In
dieser Bedrängniß sieht sich das arme (!) liberale Ministerium
bemüßigt , sich seine Lage , so gut es geht , zu erleichtern . Und

wirklich , es ist nicht unglücklich in der Erfindung solcher Mittel .
Es hat zur Verantwortung dem Fürsten das Volk und dem
Volke gegenüber den Fürsten , „ nach dessen Wunsch der Krieg
geführt worden . " Weiter wird der Ausnahmezustand insoweit
aufgehoben , als er in dem diretten Kriegführen gegen die Türkei

bestand — die Ausnahmegesetze gegen die Bevölkerung des Landes

selbst bleiben aufrecht erhalten . Außer den offiziellen und

offiziösen Ukas ' und Meinungen darf Nichts weiter in die Welt

dringen .
Ja , die Sozialisten sind damals Landesverräther genannt

worden , als sie öffentlich und in der Skupschtina den Standpunkt
vertraten , daß man wohl den leidenden und bedrängten Brüdern
mit der angerufenen Hilfe entgegenzukommen verpflichtet ist, daß
aber eine Aktton nur dann ersprießlich sein wird , wenn dieselbe
von den Vertrauensmännern des Volkes und unter seiner steten
Aufficht geführt wird . Dem aber sollte die detailirte Bestim -
mung über das Ziel und seine Realisirung vorhergehen . Solcher -
maßen waren die Rathschläge der Communisten vor dem Kriege,
wegen welcher ihnen seitens der liberalen Presse dies - und jenseits
( in Serbien und Ungarn ) die Namen Volks - und Landesverräther

zu Theil wurden . Nun , wie es allerwärts bekannt , die Be -

wegung ging nicht in der von den „fürchterlichen " Communisten
vorgeschlagenen Richtung und — wir sehen heute das regierungs -
müde liberale Ministerium mit vollgestopften Säcken einerseits ,
und das kriegsmüde , dezimirte und verarmte Volk anderseits ,
welches nun Dezennien darben und sich plagen muß , bis es
wieder in jene vor dem Kriege bestandene leidliche Lage kommt .
Die „verrätherischen " Sozialisten haben ihre Bürgerspflicht , ja
noch mehr gethan , indeni sie auch eine bedeutende Freiwilligen -
zahl in diesem nicht in ihrem Sinne geführten Kriege besaßen ,
und so mehr gethan , als die Liberalen , welche schon über zehn
Jahre die „serbische Befreiung und Einigung " im Munde führen .
Obwohl an diesen Leuten auch dieser geschichtliche Akt vorbei -

gehen wird , ohne sie zu belehren , daß die ehrlichsten Menschen
allein , wenn sie auch des Willens sind , nicht vermögen , die wich -
tigen gesellschaftlichen Fragen im Sinne des Volkswohles zu
lösen ; daß zu einer solchen Lösung vielmehr nur eine Partei
fähig ist, deren Prinzipien den realen Verhältnissen entsprungen ,
deren Ziele rein und bestimmt vorgezeichnet sind und welche bei
der Verwirklichung ihrer Ziele vereint und unter der gegen -
seitigen und allgemeinen Controle vorgeht .

Sozialpolitische Uebersicht .

*) Der Februar des griechischen Kalenders dauert ungefähr von
Mitte Februar bis Mitte März unseres , des gregorianischen Kalenders .

**) Gesetzgebender Körper in Serbien .

— Die Maßregel des Zeugniß Zwanges gegen vr . Kan -
tecki hat nun auch von einem Fachmann , dem Staatsanwalt und

Professor Fuchs in Breslau , eine Beurtheilung erfahren , die un -
widerleglich darthut , daß bei dem jetzigen Stande der Angelegen -
heit das gesetzliche Material verbraucht und Dr . Kantecki demzu¬
folge von Rechtswegen aus der Haft zu entlassen sei. Der Herr
Staatsanwalt äußert sich folgendermaßen :

„ Der Dr . Kantecki , bekanntlich Redakteur einer in polnischer
Sprache erscheinenden Zeitschrist, befindet sich bereits seit dem
November 1876 in gerichtlicher Haft , weil er sich weigert , den -

jenigen zu nennen , der ihm eine Verfügung der Oberpostdirektion
in Bromberg , betreffend die Beschlagnahme von Briefen , mitge -
theilt hat . Dr . Kenlecki hat nicht abgelehnt , überhaupt als Zeuge
in dieser Angelegenheit sich vernehmen zu lassen , er hat viel -

mehr , und zwar eidlich erklärt , daß dieienige Person , von der
er jene Mittheilung erhalten habe , kein Postbeamter sei , daß er
aber den Namen selbst nicht nennen wolle . Mit dieser Erklä -

rung hat sich die Opcrpostdirektion nicht zufriedengestellt , sondern
das Lireisgericht in Posen ersucht , die gesetzlichen Zwangsmaß -
regeln gegen den Zeugen in Anwendung zu bringen . Es ,ist
nun wahr , daß die Gerichte im Allgemeinen verpflichtet sind ,
auch den Requisitionen der Verwaltungsbehörden Folge zu
leisten , soweit diese Requisitionen sich innerhalb der gesetzlichen
Grenzen halten , und es ist ferner wahr , daß die Verwaltungs -
behörden das Recht der Disciplin über ihre untergebenen Be -
amten haben und zum Zwecke der Feststellung disciplinarisch zu
ahndender Vergehen auch Zeugen vernehmen lassen können unter
denselben Boraussetzungen und mit denselben gesetzlichen Zwangs -
Mitteln , wie sie für Justtzsachen bestehen . Bei solcher Lage der
Gesetzgebung war der requirirte Richter allerdings nicht im
Stande , seinerseits dem Antrage der Oberpostbehörde entgegen -
zutreten . Allein es scheint uns der Umstand zu wenig beachtet
worden zu sein , daß Dr . Kantecki bereits eidlich erklärt hat , er
habe die in Rede stehende Mittheilung von einem Postbeamten
nicht erhalten . Mit dieser eidlichen Erklärung , die so lange als
richtig zu erachten ist, bis das Gegentheil erwiesen wird , scheint
uns die Competenz der Oberpostdirektion , von dem Dr . Kantecki
den Namen der betreffenden Person zu erfahren , mindestens sehr
fraglich zu sein . Sie kann den genannten Zeugen so lange mit
Zwangsmaßregeln verfolgen lassen , als sie durch ihn den Namen
desjenigen zu erfahren hoffen darf, gegen den die objectiv un -
zweifelhaft begründete Disciplinaruntersuchung seitens der Post -
behörde sich richten kann . Aber wenn die gedachte Behörde nicht
Beweise beibringt , nach welchen die Angabe des Dr . Kantecki :
die Person des Mittheilenden sei kein Postbeamter , als Unwahr -
heit erscheint, oder als solche wenigstens wahrscheinlich gemacht
wird , dürfte gerade ihr Recht auf ' Namhaftmachung doch wohl
bedenklich sein . Denn wenn nun in der That der Dr . Kantecki
die betreffende Mittheilung nicht von einem Postbeamten , son -
dem z. B. von einem Justizbeamten erhalten hat — wo bleibt
dann noch dieCompetenz derOberpostdirektton zu demBerlangen auf
Benennung dieses Beamten ? Dazu kommt , daß nach der abgegebenen
eidlichen Erklärung des Dr . Kantecki — die der Generalpost¬
meister wunderlicher Weise als eine „rein negative " nicht für
genügend erachten zu können meinte — er durch fortgesetzten
Zwang , den Namen zu nennen gar noch in die Lage gebracht
werden kann , einen Meineid zu bekennen . Die Sache liegt ein -

fach so: entweder die eidliche Versicherung des Dr . Kantecki ist
wahr , dann hat die Operpostdirektor keine Legitimation mehr ,
den Namen des Mittheilenden im Wege des Zeugnißzwanges
zu erfahren , oder jene Versicherung ist unwahr , und dann könnte
das weitere Verfahren gegen den Dr . Kantecki im Grunde nur
die Bedeutung haben , daß derselbe gezwungen werden soll , gegen
sich selbst ein Verbrechen , nämlich einen Meineid zu bekennen .
Ein solcher Zwang ist aber gesetzlich durchaus unzulässig . Ab -
gesehen von diesen rechtlichen Erwägungen jedoch , sollte vom
rechtspolitischen Standpuntte aus stets daran festgehalten werden ,
daß bei den Anwendung der gesetzlichen Rechtsmittel der ange -
strebte Endzweck mit dem Aufwände dieser Mittel in einem ent -
sprechenden Verhältnisse stehen muß . "

®e ' r Militarismus auf dem Rückgang . Ein Ber -
liner Correspondent berichtet der „Schlesischen Volkszeitung ":
„ Besorgnißerregend sind die überaus zahlreichen Lücken in den

Lieutenantsstellen ; 1876 waren 766 Stellen in Preußen unbe -



setzt, in Würtemberg ca . S9; zu den preußischen traten nun noch
die 105 durch das Avancement fehlenden Lieutenants hinzu ,
also im Ganzen 871 , für welche Zahl lange keine Aussicht aus
Ersatz ist. Vielleicht zwingt die Noth zu dem Schritte , Unter -

offiziere zu Lieutenantsstellen avanciren zu lassen ; freilich labo -

rirt der Unteroffiziersstand ebenfalls erheblich an Lücken , die

auch die probeweise in Aussicht genominen « Unteroffiziers - Vsr-
schule nicht füllen wird . Noch drückender ist der Mangel an

Aerzten ; augenblicklich sind 283 Assistcntenstellen unbesetzt ; in

Kürze stehen nur höchstens drei Fünftel der nothwendigen Zahl
von Aerzten zur Verfügung . Hier thut vor Allem eine bessere
pekuniäre und amtliche Stellung Noth . "

Die bessere pekuniäre und amtliche Stellung , namentlich der

Unteroffiziere , thut allerdings schon lange Noth , ob mit ihr
aber etwas erreicht werden wird , ist freilich eine andere Frage .
Uns scheint , als ob der Militärismus in seiner Entwicklung be -

reits auf dem Punkt angelangt wäre , auf den er anlangen muß ,
nämlich auf den Punkte hes Stillstandes . Stillstand aber ist
bekanntlich Rückgang . Freuen wir uns dieses Rückgangs !

— Zur Feier des 18 . März , der wie ein Alp auf dem

Gewissen der Machthaber lastet , hatten die Berliner Sozialisten
eine Anzahl Volksversammlungen einberufen . Das Polizeiprüsi -
dinm hatte gegen die Versammlungen nichts einzuwenden , ver -

fügte aber , wie Berliner Blätter melden , daß die gesammten
Polizeimannschaften für den 18 . März dienstlich auf dem Platze
sein sollten . Nun , die Polizei war auf dem Platze , sie gelangte
aber — ob zum Leidweisen oder zur Freude ihres Chefs , wer

kann das wissen — nicht zur Verwendung . Dafür hatten die

Umstürzler , die bösen Sozialdemokraten gesorgt .

— Einige sehr beachtenswerthe Aufschlüsse giebt die

vor längerer Zeit von Reichswegen angeordnete und nun endlich
in ihren Ergebnissen vorliegende Untersuchung über den Umfang
der Frauen - und Kinderarbeit in den Fabriken . Die Unter -

suchung hat sich außer auf die eigentliche Fabrikarbeit und die

Arbeit in Berg - und Hüttenwerken auch auf die Arbeit in solchen
Werkstätten erstreckt , welche während der eigentlichen Betriebszeit
und bei dem in dieser Zeit gewöhnlichen Umfange des Geschäfts
mindestens 10 Personen ( Arbeiter und Arbeiterinnen ) beschäf -

tigcn ; dagegen nicht auf die Arbeit in der Hausindustrie und im

eigentlichen Handwerk . Die allgemeinen Ergebnisse sind folgende
gewesen :

„ In denjenigen Industriezweigen , auf welche die Erhebungen
sich zu erstrecken hatten , find nahezu 226,000 Arbeiterinnen im

Alter von über 16 Jahren beschäftigt . Von diesen stehen etwa

24 Proz . im Alter von 16 —18 Jahren , 42 Proz . im Alter von

18 —25 Jahren , etwa 34 Proz . sind über 25 Jahre alt . Das

Verhältniß der ledigen Arbeiterinnen zu den verheiratheten stellt
sich fo dar , daß von der Gesammtzahl der 16 - bis 18jährigen
etwa 0,5 Proz . , von den 25jährigen 11,5 Proz . und von den

übrigen Arbeiterinnen 55 Proz . verheirathet sind . Von der Ge -

sanimtzahl der Arbeiterinnen entfallen ferner auf Preußen 53

troz., auf Sachsen 18 , auf Baden und Hessen zusammen 9, auf
ayern 8, auf Württemberg und auf die mitteldeutsche Staaten -

gruppe je 5 , aus die norddeutsche Staatengruppe etwa 2 Proz .
Werden die Ergebnisse der Volkszählung im Deutschen Reiche
vom 1. Dezember 1871 einer Vergleichung zu Grunde gelegt ,
so gehört von der Gesammtzahl der weiblichen Bevölkerung in

Preußen ( rund 12,500,000 Köpfe ) nicht ganz i Proz . dem Stande

der Fabrikarbeiterinnen an , in Bayern ( mit 2,500,000 Frauen
und Mädchen ) beträgt die gleiche Verhältnißzahl 0,75 , in Sachsen
( 1,300,000 ) über 3, und in Würtemberg ( 950,000 ) über 1 Proz .
Vergleicht man die Zahl der in diesen vier Staaten beschäftigten
Arbeiterinnen mit der Gesammtzahl der weiblichen Bevölkerung
nach den zwei Altersklassen von 16 —18 und von 18 —25 Jahren ,
so stellt sich heraus , daß in Preußen bei einer Gesammtzahl der

16 - bis 18jährigen weiblichen Personen von rund 690,000 über

4 Proz . zu den Fabrikarbeiterinnen gehören , in Bayern bei einer

Gesammtzahl von 125,000 : 2,5 Proz . , in Sachsen bei einer

Gefammtzahl von 75,000 : 14 , und in Würtemberg bei einer

Gesammtzahl von 44,500 über 5 Proz . In der andern Alters -

klaffe sind in Preußen von den 1,529,000 Frauen im Alter von

18 —25 Jahren 3,5 Proz . in Fabriken beschäftigt , in Bayern
von 290,500 Frauen über 2, in Sachsen von 166,500 etwa 11 ,
in Würtemberg von 111,000 über 3,5 Proz . Von den sämmt -
lichen weiblichen Arbeitern ist mehr als die Hülste , nämlich 128,500 ,
in der Textilindusttie beschäftigt , und zwar über 63,000 in

Preußen , etwa 12,000 in Bayern , über 30,000 in Sachsen ,
nicht ganz 8000 in Würtemberg , etwa ebenso viel in Baden ,
700 in Hessen , 4500 in der mitteldeutschen und 1600 in der

norddeutschen Staatengruppe . Die Cigarrenindustrie beschäftigt

Ueber den gewerblichen Nothstand und die

Staatshilse
bringt die neueste „Provinzial - Correspondenz " „nach einer amt -

lichen Denkschrift " folgende Artikel :

I . Die seit dem Jahre 1873 eingetretene rückgängige Be -

wegung , welche dem großen Aufschwung der gewerblichen Thätig -
keit in Preußen gefolgt war und welche zunächst und Vorzugs -
weise die Großindustrie , nach und nach aber auch das Klein -

gewerbe in fühlbarster Weise ergriffen hatte , hat in den letzten
Monaten in einzelnen Landestheilen entschiedene Nothstände her -
beigeführt . In einigen vorzugsweise industriereichen Bezirken
hat sich die Lage neuerdings besonders dadurch in erheblichem
Maße verändert , daß der Steinkohlenbergbau , welcher bis dahin
in schwunghaftem Betriebe und in steigender Förderung ver -

blieben war und besonders in den Jahren 1875 und 1876 eine

bis dahin nicht gekannte Höhe der Produktion erreicht hatte , sich
vorzugsweise in Folge des ungewöhnlich milden Winters zu
einer sehr erheblichen Herabminderung der Förderung genöthigt
sah . Besonders wurde der westfälisch - stiederrheinische Berg -
Werksbetrieb dadurch betroffen , in welchem die Förderung im

Jahre 186 » 50 Millionen Centner , im Jahre 1873 dagegen
322 Millionen und im Jahre 1876 sogar 357 Millionen Centner

betragen hatte und bis zum November 1876 Ueberschichten ver -

fahren worden waren , seitdem aber ein plötzlicher Rückschlag ein -

trat , durch welchen bis Mitte Februar die Entlassung von 8000

Arbeitern herbeigeführt wurde und weitere Kündigungen in Aus -

ficht genommen werden mußten . Die Staatsregierung hat den

hierdurch entstandenen Verlegenheiten und ' Bedrängnissen von

vornherein ihre volle Aufmerksamkeit gewidmet . Von Seiten des

Handelsministers wurden alsbald umfassende Anordnungen ge -
troffen , um den entlassenen Arbeitern die Aufsuchung anderwei -

tiger Erwerbsquellen zu erleichtern , zunächst durch Bewilligung
billiger Eisenbahnfahrt , durch Unterstützung aus den Gewerks -

kassen , durch Anstellung bei den Arbeiten der Staatsbahnen
u. s. w. Für die einheitliche Leitung der Unterbringung wurde

durch Concentrirung dieser Angelegenheit bei dem Oberbergamt
Dortmund gesorgt . Auch den Regierungen wurde empfohlen ,

auf die Unterbringung der Arbeitsuchenden bei den Chaussee -

insgesammt 34,000 Arbeiterinnen . Den 226,000 weiblichen
Arbeitern stehen 566,500 männliche Arbeiter gegenüber , so daß
der ganze in Rede stehende Theil der Fabrikbevölkerung sich zu
72 Proz . aus Männern und zu 28 Proz . aus Frauen zusammen -
setzt. Die tägliche Arbeitszeit der Arbeiterinnen ist sehr ver -

fchieden. Durchschnittlich beträgt die wirkliche Arbeitsdauer 10
bis 11 Stunden ; doch scheint besonders in der Textilindustrie
eine Verlängerung bis zu 13 Stunden nicht selten zu sein .
Der Wochenlohn schwankt durchschnittlich zwischen 5 und 8 M. ,

geht aber je nach den Verhältnissen , sowie nach dem Grade der

Geschicklichkeit bis zu 2 M. herunter und bis zu 19 M. hinauf ;
in den Watten - und Kunstwollfabriken Berlins sollen die Ar -
beiterinnen im Akkord wöchentlich selbst bis zu 24 M. verdienen .

Die Erhebungen über die Verhältnisse der jugendlichen Fabrik -
arbeiter haben ergeben , daß in den in Frage kommenden In -
dustriezweigen nahezu 88,000 solcher jugendlichen Arbeiter be -

schäftigt sind . Hiervon fallen auf Preußen 47,500 , also mehr
als die Hälfte der Gesammtzahl , und etwa 1,3 Proz . der durch
die Volkszählung vom Jahre 1871 in diesem Staate ermittelten

2,500,000 Personen im Alter von 12 bis 16 Jahren , auf Bayern
5600 oder 1,3 Proz . der Gesammtzahl von 437,000 , auf Sachsen
17,000 oder 6,5 Proz . von insgesammt 257,000 , auf Würtem -

berg 3000 oder 1,8 Proz . von 164,500 Personen des ent -

sprechenden Alters . Von den jugendlichen Arbeitern gehören
24 Proz . der ersten Altersklasse — 12 bis 14 Jahre — , 76

der zweiten — 14 bis 16 Jahre — an , 60 Proz . sind Knaben
und 40 Proz . Mädchen . In der Textilindustrie sind 34,000 ,

aso nahezu 40 Proz . der gesammten jugendlichen Fabrikarbeiter

beschäftigt , und zwar in Preußen 14,500 ( in den Bezirken Düffel -
dorf 3900 , Aachen 1900 , Breslau 1050 , Frankfurt , Liegnitz und
Köln je 900 ) , in Bayern 3100 , in Sachsen 10,500 ( davon allein

im Bezirke Zwickau nahezu 8000 ) , in Würtemberg 1850 , in

Baden 2300 , in den übrigen Staaten zusammen 1750 . In den

Berg - und Hüttenwerken sind 14,800 beschäftigt , in den Tabak -
und Ciqarrenfabriken ungefähr die gleiche Anzahl . Von den in
den Berg - und Hüttenwerken beschäftigten hat Preußen allein

80 Proz . , Sachsen 9 Proz . aufzuweisen , auf die übrigen Staaten

fallen zusammen nur 11 Proz . Anders gestaltet sich das Ver -

hältniß betreffs der in Tabak - und Cigarrenfabriken verwendeten

jugendlichen Arbeiter : von diesen fallen auf Preußen 43 Proz . ,
auf Baden 24 , auf Sachsen 15 , auf Hessen 6, auf alle übrigen
Staaten znsammen nur 12 Proz . Die Zahl der in den Fabriken
befchäftigten Arbeiter ( 566500 Männer , 226000 Frauen , 88,000

jugendliche Arbeiter ) beträgt 880,500 . Die jugendlichen Arbeiter

bilden davon den zehnten Theil . �
Der Wochenlohn der Arbeiter

im Alter von 12 bis 14 Jahren schwankt in sehr weiten Grenzen
zwischen 1 und 9 M. , der der zweiten Altersklasse in mcht

weniger bedeutenden Abständen zwischen 1 M. 50 Pf . und 13 M.

50 Pf . ; er ist durchschnittlich auf 3 M. für die erste und auf
5 M. für die zweite Altersklasse anzunehmen . Der höchste Lohn
scheint den jugendlichen Arbeitern in den Ziegeleien gewährt zu
werden . "

Nur einige wenige besonders augenfällige Fakta wollen wir

aus obiger Stattstik hervorheben . Zunächst ist constatirt , daß
die Fabrikanten in ausgiebigster Weise die Frauen und Kinder

zur Fabrikarbeit herangezogen haben , so zwar , daß die Arbeit

von 2 Männern ( 566,500 Männer , 226,000 Frauen , 88,000

jugendliche Arbeiter ) gedrückt wird durch die Concurrenz einer

Frau oder eines jugendlichen Arbeiters . Welche nachtheiligen
Wirkungen aber die Concurrenz der billigen Frauen - und Kinder -

arbeit auf den Stand der Löhne der erwachsenen männlichen Arbeiter

ausüben muß und zwar zum Schaden der concurrirenden Frauen
und Kinder selber , das beweisen die Hungerlöhne von 3 und

5 Mark und von 5 —8 Mark , welche durchschnittlich wöchentlich
den beiden Altersklassen der jugendlichen Arbeiter resp . den

Frauen gezahlt werden . Um so besser freilich stehen sich die

Herren Fabrikanten bei diesen erbärmlichen Arbeitslöhnen . Am

ausbeutungsgierigsten haben sich die sächsischen Fabrikanten er -

wiesen , denn fast immer ist es Sachsen , welches nach der obigen
Statistik in den verschiedenen Fällen die höchsten Prozentsätze
an arbeitenden Frauen und Kindern aufzuweisen hat . Nicht
unbeachtet bleibe » darf ferner der Umstand , daß 67 Prozent der

Fabrikarbeiterinnen verheirathet sind . Wer da weiß , welch' zer -
setzenden Einfluß die Fabrikarbeit der Arbeiter - Frauen und

- Mütter auf das eheliche und Familienleben des Proletariats
ausübt , der wird uns beipflichten , wenn wir meinen , daß die

Gegner der Sozialdemokratie angesichts obiger Zahlen alle Ur -

fache hätten , von wegen der Beseitigung� der Familie und Ehe
durch die Sozialdemokratie fernerhin zu schweigen . Thatsächlich
wird durch die heutigen Arbeitsverhältnisse die Ehe auf -
gehoben und die Familie beseitigt , und gerade die Sozial -
demokratie ist es , der die schwere Aufgabe zufällt , die Jnsti -

und Wegebauten und bei ländlichen Meliorationen hinzuwirken .
Auf jede thunliche Weise wurde seitens der Staatsverwaltung
dort und in allen anderen von dem Nothstände betroffenen Lan -

destheilen Vorsorge getroffen , den entlassenen Arbeitern eine

neue Thätigkeit zu verschaffen . Inwieweit von der gebotenen
Gelegenheit überall Gebrauch gemacht wird , läßt sich noch nicht
vollständig übersehen . Einstweilen steht es nicht außer Zweifel ,
ob der Bergmann in weitem Umfang gewillt sein wird , seine
bisherige Thütgkeit mit Erdarbeiten zu vertauschen .

Für die Beurtheilung der Lage ist jedenfalls von großer
Bedeutung , daß seitens des Staates kaum jemals eine so um -

fangreiche Bauthätigkeit entwickelt worden ist , wie in der letzt -
verflossenen und gegenwärtigen Zeit . Im vorigen Jähre allein

ist aus den der Eisenbahnverwaltung bewilligten Anleihen die
Summe von 70 Millionen Mark verausgabt , und in den Monaten

Januar und Februar d. I . abermals die Summe von 11 Mil -
lionen überwiesen worden . Innerhalb sechs Wochen sind neuer -

dings 66 Submissionen für Bauzwecke der Staatseisenbahnver -
waltung ausgeschrieben worden . Es handelt sich dabei unter

Anderem um 25 Millionen Kilogramm Schienen , 2 Millionen

Kilogramm Kleineisenzeug , 621,000 Kilogramm eiserne Ueber -
bauten zu Brücken , 270,000 Stück Bahn - und Wcichenschwellen ,
5 Millionen Stück Mauersteine , 30,000 Kubikmeter Granitplatten ,
146,550 Kilogramm Telegraphendraht , um Ausführung von

2,500,000 Kubikmeter Erdarbeiten u. s. w. Gegenwärtig hat
die Verwaltung ferner noch die großartigen Brückenbauten bei

Coblenz , bei Lauenburg über die Elbe und bei Bromberg über
die Weichsel in Angriff genommen , daneben wird das laufende
Jahr außerdem hohe Summen für den Eisenbahnbau erfordern ,
die begonnenen Hafenbauten werden fortgesetzt und die Betriebs -
mittel für die neuen Bahnen zu einem beträchtlichen Theil zur
Ausschreibung gelangen . Die Bezugsquellen der Staatsverwal -

tung haben sich aber fast ausschließlich im Jnlande befunden .
Jedenfalls hat die Thätigkeit der Staatsverwaltung die Krisis
auf allen Gebieten wesentlich gemildert und dieselbe nicht in

derjenigen Schärfe wie in anderen Staaten zur Erscheinung ge -
langen lassen .

Ii . Unter dem Druck des bestehenden Nothstandes und theil -
weise unter starker Uebertreibuug desselben wird nun aber der

' tutionen der Ehe und Familie auf vernünftiger Basis wieder

herzustellen .
Und so haben denn die obigen Zahlen wiederum die Roth -

wendigkeit dargethan , daß an Stelle der heutigen unhaltbaren
Zustände baldmöglichst bessere und dauernde Zustände treten

müssen . Und daß dies geschieht, dafür wird der Sozialismus
sorgen .

— Die Arbeitslosigkeitskeit im nördlichen Böhmen
greift nach der „Gleichheit " so rapid um sich, daß die Bewohner
mehrerer Dörfer,� welche fast durchschnittlich Glasmaler , Glas -
schneider , Schleifer : c. sind , schon Monate lang keine Arbeit
haben . Kommt es einmal vor , daß Glashandelsleute in Stein -

schönau und Haida , welche von der Arbeit anderer schon fehr
reich geworden sind , etwas machen lassen , so fft es doch nicht
möglich , bei der anstrengendsten Arbeit das nothwendigste zum
Lebensunterhalt zu verdienen . Dazu kommt noch, daß man den

Glasschneidern , Malern , Kuklern ic . , welche in die Categorie der

Lohnarbeiter gehören , den Gewerbesteuerschein aufgebürdet , und
da dieser nur von den Wenigsten bezahlt werden kann , fo reist
der Steuerexecutor von Tetschen herum , um im Namen des

Gesetzes den armen Leuten ihr Bischen Habe noch abzupfänden .

— Der Schweizer Nationalrath erledigte am 13 . ds .
die zwischen ihm und dem Ständerath bestehenden Differenzen
über das auch von uns schon besprochene Fabrikgesetz . Es
kamen zu Artikel 7 zwei Zusätze : „ Der Fabrikbesitzer ist
verpflichtet , über die gesammte Arbeitsordnung , die Fabrik -
Polizei , die Bedingungen des Ein - und Austrittes , die

Ausbezahlung des Lohnes und über die Aufrechthaltung der

guten Sitten und des öffentlichen Anstaudes ( letzterer Zusatz vom

Walliser Montheys beantragt ) eine Fabrikordnung zu erlassen .
Wenn in einer Fabrikordnung Bußen angedroht werden , fo
dürfen dieselben die Hälfte des Taglohns des Gebüßten nicht
übersteigen . Die verhängten Bußen sind im Interesse der Ar -

beiter , namentlich für Unterstützungskafsen zu verwenden . Lohn -
abzüge für mangelhafte Arbeit oder verdorbene Stoffe fallen
nicht unter den Begriff Bußen . " Ebenso wurde bei Art . 8 an
der vom Ständerath gestrichenen Bestimmung festgehalten , daß ,
bevor eine Fabrikordnung durch die Regierung genehmigt wird ,
den Arbeitern Gelegenheit geboten werden soll , sich über dieselbe
auszusprechen . Bei den Bestimmungen über den Normalarbetts -

tag , die Sonntags - und die Frauenarbeit erfolgte Zustimmung
zum Ständerath , der übrigens hier mit seinen Beschlüssen von
den ersten des Nationalrathes nur unwesentlich abwich . Bei
dem Kindcr - Arbeits - Artikel wurde der Ausdruck „ Confirmanden -
Unterricht " durch „Religionsunterricht " ersetzt , für gewisse In -
dustrien , wie Glasfabrikation : c. , sowie für solche , die nur perio -
disch betrieben werden , die Zulassung der Kinder zur Arbeit vor
dem zurückgelegten 14 . Altersjahre so wenig gestattet wie für
die übrigen Fabriken und erklärt , daß sich der Fabrikbesitzer
nicht mit Unkenntniß des Alters seiner Arbeiter oder des Unter -

richts , welchen dieselben besuchen , entschuldigen könne . Das

ganze Gesetz wurde mit 77 gegen 11 Stimmen genehmigt .

— Sozialismus in China . Mehr oder minder findet
man die sozialistische Bewegung bei allen Völkern . In China
ist dieselbe , wenn auch wenig öffentlich , so doch sehr ausgebildet .
Ueber ganz China ist eine geheime sozialistische Gesellschaft ver -
breitet . Professor I . Neumann macht darüber folgende An -

gaben : „ Die , Bruderschaft des Himmels uud der Erde - spricht
es unumwunden aus , daß sie sich vom höchsten Wesen dazu be -

rufen hält , den furchtbaren Contrast zwischen Reichthuni und

Armuth aufzuheben . Die Inhaber der irdischen Macht und des

Vermögens sind nach ihrer Ansicht unter denselben Ceremonien
in die Welt gekommen und gehen auf dieselbe Weise hinaus wie

ihre betrogenen Brüder , die Unterdrückten , die Armen . Das

höchste Wesen wolle nicht , daß Millionen zu Sklaven einzelner
Tausende verdammt werden . Vater Himmel und Mutter Erde

haben nie und niemals den Tausenden ein Recht gegeben , das

Eigcnthum der Millionen Brüder zur Befriedigung ihrer Ucppig -
keit zu verschlingen . Den Großen und Reichen war der Besitz
ihres Vermögens vom höchsten Wesen nie als Sonderrecht ver -

pachtet ; es besteht vielmehr in der Arbeit und in dem Schweiße
ihrer Millionen unterdrückter Brüder . Die Sonne mit ihrem
strahlenden Antlitz , die Erde mit ihren reichen Schätzen , die
Welt mit ihren Freuden ist gemeinschaftliches Gut , welches zur
Bestreitung der Bedürfnisse von Millionen nackter Brüder aus
den Händen der Tausende zurückgenommen werden muß . Die
Welt soll endlich einmal von allem Druck und Jammer erlöst
werden ; dies muß mit Vereinigung angefangen , mit Muth und

Kraft fortgesetzt und vollendet werden . Der edle Same der

Versuch gemacht , den Staatsgewalten die Schuld an dem Roth -
stände zuzuschreiben und dem Staat gegenüber ein sogenanntes
Recht auf Arbeit in Anspruch zu nehmen . In diesem Sinne

haben die Sozialdemokraten in Berlin und anderwärts Beschlüsse
gefaßt und dieselben zur Kenntniß der Regierung gebracht .
Dieser Anspruch und die darauf begründeten Agitationen fordern
die Staatsregierung zur größten Vorsicht bei ihren weiteren

Schritten auf . Ein Recht auf Arbeit gegenüber dem
Staat bei Ausbruch einer geschäftlichen Krisis , wie sie in jedem
industriell höher entwickelten Lande von Zeit zu Zeit in bald

größerem , bald geringcrem Umfange eintritt , ist entschieden
nicht anzuerkennen . Die Anwendung außerordentlicher Maß -
nahmen , wie die Ausführung von Bauten , welche andernfalls
überhaupt nicht oder doch zu ganz anderer Zeit in Angriff ge -
nommen würden , müssen in hohem Maße bedenklich und ge -
fährlich erscheinen . Sie würden sehr bald Ansprüche an den
Staat hervortreten lassen , welchen derselbe in keiner Weise ge -
nügcn könnte . Der schon jetzt laut gewordene Ruf nach Um -

gestaltung der ganzen bestehenden sozialen Ordnung würde nur
um so stärker ertönen , je mehr die Regierung unter Aufgeben
ihrer Grundsätze und scheinbar unter dem Drucke der in Volks -

Versammlungen gefaßten Resolutionen sich nachgiebig erwiese .
Die Staatsregierung wird allerdings die geplanten und be -

willigten Bauten eifrig fortsetzen ; hierzu sind die Weisungen
ergangen , aber jede Ueberstürzung würde auch hier vom Uebel

fein, weil bei der Unsicherheit über die Dauer der Krisis es sich
nicht empfiehlt , die gesammte Bauthätigkeit auf ein Jahr zusam -
menzudrängen . Es würde dies auf ' s Neue ungesunde Zustände ,
Lohnsteigerungen u. s. w. zur Folge haben , während in den

folgenden Jahren beim Mangel weiterer Arbeiten der Sturz
um so sicherer sein würde . Es muß auch hier auf eine Reserve
Bedacht genommen werden , welche auch für spätere Zeiten die

Fähigkeit zur Hilfe darbietet . Außerdem wird nicht außer Augen
zu lassen sein , daß in erster Linie nicht der Staat , sondern die

Gemeinden und die weiteren Communalverbände dazu berufen
sein würden , bei eintretenden Nothständcn Veranstaltungen zur
Unterstützung der Nothleidenden zu treffen . Die Communen sind
auch besser im Stande , mit der erforderlichen Beschleunigung
Zweckentsprechendes zu leisten , da sich in den engen Kreisen das



Bruderschaft darf nicht unter den ? Unkraut erstickt werden ; viel -

mehr ist es Pflicht , das Alles überschattende Unkraut zum Vor -

theil des guten Samens zu vernichten . Die Aufgabe ist freilich
<?roß und schwierig , allein man bedenke , es kommt kein Sieg ,
keine Erlösung ohne Sturm und Kampf . Bis die größte Zahl
der Einwohner aller Städte einer Provinz den Eid der Treue

geleistet , mag jeder scheinbar den Mandarinen gehorchen , sich
durch Geschenke mit der Polizei befreunden . Unzeittge Auf -
stände schaden dem Plane . Ist die größere Zahl der Einwohner
in den Städten und in den Provinzen mit dem Bunde zur Ein -

heit verschmolzen , dann sinkt das alte Reich in Schutt zusammen
und man kann das neue auf den Trümmern des alten gründen .
Die Millionen glücklicher Brüder werden einst die Gründer dieser
segensvollen Ordnung an ihren Gräbern verherrlichen , einge -
denk der großen Wohlthat , die ihnen zu Theil geworden : Der

Erlösung aus den Fesseln und Klammern der verdorbenen Ge -

sellschaft . " — Wir haben es hier augenscheinlich mit der Ueber -

setzung einer Agitationsschrift zu thun . Entkleidet man dieselbe
übrigens der religiösen Phrasen , so finden wir , daß die sozia-
listische Erkenntnih in China eine nicht geringe ist.

' — Schon lange nicht dagewesen . Auf Requisition der

Staatsanwaltschaft erfolgte am 19 . d. M. die Confiscation der

Nummer 33 des „ Vorwärts " . Anlaß zu der Confiscation gab
das Gedicht an der Spitze des Blattes : „ Märzgedanken " , und

soll durch dasselbe gegen den Z 130 des Reichsstrafgesetzbuchs
verstoßen worden se?n.

— I . Audorf , Redakteur des „ Hamburg - Altonaer Volks -

blattes " ist wegen angeblicher verleumderischer Beleidigung des

Hamburger Staatsanwalts , begangen durch die Presse , zu 14

Tagen Gefängniß verurtheilt worden .

— Die „ Dresdener Presse " läßt sich aus Berlin schreiben ,
man habe mir vorigen Montag ( den 12 . ds. ) in der Budget -
debatte das Wort ertheilen wollen , ich sei aber nicht an meinem

Platz gewesen . Nun hatte ich mich am Montag aber gar nicht
zum Wort gemeldet , weil ich bei der dritten Berathung des

Etats zu sprechen gedenke . Das sonstige Geflunker des Berliner

Klatschmichels des genannten Dresdener Blattes ist von gleichem
Stoff und Werth .

Leipzig , 13 . März 1877 . W. Liebknecht .

Correspondenzen .
KamSurg . Am 13 . d. M. wurde in der Fabrik des Herrn

Nagel auf Steiuwärder wegen einer abermaligen Lohnreduktion
von sämmtlichen dort arbeitenden ( 33) Korbmachern die Arbeit

eingestellt , und fand in Folge dessen am 16 . d. eine öffentliche
Korbmacher - Versammlung zur Besprechung dieser Angelegenheit
statt , wo folgende Resolution angenommen wurde : „ Die am 16 .

März tagende öffentliche Korbmacher - Versammlung erklärt sich
mit dem Borgehen der Korbmacher in der Fabrik des Herrn
Nagel einverstanden , und zwar aus folgenden Gründen : 1) Weil

Herr Nagel , seit dem Rezept höhern Orts , so zu sagen der

Tonangeber zu fast allen Lohnabzügen in der Korbmacherei ge -
wesen . ist . 2) Weil durch die Art und Weise , wie Herr Nagel
diesen letzten Lohnabzug seinen Arbeitern gegenüber motivirte ,
indem er sagte : „ Es ist doch besser , daß Sie etwas als gar
nichts verdienen " , constatirt ist , daß Herr Nagel auch das letzte
Bischen Menschlichkeitsgefühl eingebüßt und sich als kalter Kapi -
talmensch gekennzeichnet hat . ( Man bedenke , daß die Korbmacher
bei Herrn Nagel ohnehin wöchentlich nur circa 10 — 11 Mark
im Durchschnitt verdienten , so weit hatten es die beständigen
Reduktionen schon gebracht . ) Jeder vernünftig denkende Mensch
wird sich sagen müssen , daß nach einem ferneren Abzüge von
10 Prozent es nicht mehr lnöglich ist , sich arbeitsfähig zu er -

halten . Auf Grund obiger Ausführungen erklärt die heutige
Versammlung , init aller Kraft für die Strikenden einzutreten ,
und werden alle Arbeiter ersucht , ein Gleiches zu thun , da die

wenigen Arbeitenden nicht im Stande sind , die 33 Strikenden

auf die Dauer zu erhalten . — Etwaige Unterstützungen sind zu
senden an H. Eckermann , Wilhelmstraße 2011 , St . Pauli .

I . A. : F. Wirkeling .
I�B . Alle Arbeiterblätter werden um Abdruck ersucht .
Kamburg . Eine nach Stadly ' s Etablissement am vorigen

Freilag berufene Volksversammlung war von etwa 4000 Per -
sonen besucht . Herr August Geib hatte das Referat über die

Tagesordnung : „Abschaffung der Sonntagsarbelt und Einführung
des Normalarbeitstages " übernommen . Herr Hörig eröffnete
die Versammlung , machte auf die vor drei Wochen abgehaltene

Maß des Bedürfnisses richtiger beurtheilen und mit besserein
Erfolge die den Personen und Verhältnissen anzupassenden Mittel
und Wege auffinden lassen , wie den Bedürftigen zu helfen ist ,

Gelegenheit zur Ausführung gemeinnütziger Arbeiten , namentlich
an Wegebesicrung , Kanalisations - Arbeiten , Wasserwerken und

sonstigen Bauten , pflegt bei den Communen nicht zu fehlen , und

Pläne zu solchen Anlagen von geringen Dimensionen lassen sich
ohne großen Zeitverlust beschaffen , während dies bei größeren
Staatsbauten der Negel nach nicht der Fall ist. Es liegt aber

noch ein gewichtigerer Grund vor , von außergewöhnlichen Bau -

Unternehmungen des Staats abzusehen . Die herrschende Krisis
ist vorzugsweise durch die maßlose Steigerung der Produktion
hervorgerufen , welche namentlich in der Periode von 1870 bis

1873 stattgefunden und dahin geführt hat , daß gegenwärttg
die Produktionsfähigkeit der Industrie des Landes außer allem

Verhältnisse zu dem vorhandenen Bedürfnisse steht , während
andererseits in Folge der Erhöhung der Arbeitslöhne und der

Materialienpreise eine Vergrößerung der Selbstkosten eintrat ,
die eine unverhältnißmäßige Vertheuerung der Produktton be -

wirkte und damit die Concurrenzfähigkeit unserer Industrie auf
den Absatzmärkten beschränkte . Um für die neuen Unterneh -
nrungen und die ausgedehnten in Betrieb stehenden Werke die

nöthigen Arbeitskräfte zu erhalten , trat in den erwähnten Jahren
eme nie gekannte Nachfrage nach Arbeitern ein , und durch An -
meten hoher Löhne wurden solche aus entfernten Gegenden nach
oen Mittelpunkten der Industrie hingezogen . Das Zuströmen
von Arbeitern nach den großen Städten des Landes und sonsti -

vw * �"�ustrieplätzen nahm einen bedenklichen Umfang an . Es

doppelten Nachtheil im Gefolge , daß dort durch die
plötzliche Vermehrung der Bevölkerung ein erhebliches Steigen
der Lebensmittelpreise eintrat , die sich nach und nach auch auf
andere Landestheile übertrug , während anderntheils anderen
Verus�kreijen , namentlich der Landwirthschaft , die nöthigen Ar -
veitskrafte rn bedenklicher Weise entzogen wurden .

Der nothwendige Ausgleich zwischen der Produk -
non und der Consumtion hat nunmehr begonnen . In
mesem Ausgleich , in der Beseitigung der eingetretenen Ueber
Produktion , sowie in der damit in Verbindung stehenden Zurück -
«uhrung der Arbeitslöhne auf ein angemesseneres Maß ist das

Versammlung seitens der Christlich - Sozialen aufmerksam und

ließ das Bureau durch einen zweiten Vorsitzenden und einen

Schriftführer ergänzen . Hierauf ergriff der Referent Herr Geib
das Wort . Er führte aus , daß es nothwendig sei , die Vor -

urtheile gegen die Beseitigung der Sonntagsarbeit und gegen
den Normalarbeitstag zu zerstreuen . Die vor drei Wochen im

selben Lokale tagende Versammlung habe die von den Sozial -
Conservativen vorgeschlagene Resolution zurückgewiesen und so
sahen sich die Sozialisten veranlaßt , selbstständig vorzugehen .
Besonders gelte es , die Bedeutung des Normalarbeitstages zu
besprechen . Er protestirt zunächst gegen die Insinuation , als
handle es sich bei der Sozial - Demokratie wie bei den Sozial -
Conservativen um die bloße Heilighaltung des Sonntags . Die
Letzteren wollten sich allerdings durch die Heilighaltnng des
Sonntags ein höheres Podium für die christlich - sozialen und
religiösen Bestrebungen verschaffen . Die Sozial - Demokratie
jedoch bezweckt damit die geistige und körperliche Kräftigung des
Arbeiters , um ihn in seine Häuslichkeit , zu seiner Familie zurück -

uführen . Es sei dies keine neue Forderung , vielmehr gelte es ,
ie bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zu Präzisiren . Lange

Arbeitszeit verurtheilt den Menschen zu allerlei Krankheiten ,
zum Siechthum und zu einem frühzeitigen Tode . Die Geschichte
der ältesten Völker beweise , daß dieselben sich es angelegen sein
ließen , Ruhepuntte in der Arbeit eintreten zu lassen . Das

Prinzip der heutigen Wirthschaftslehre , so viel als möglich aus
der Arbeit herauszuschlagen , ist derart schädlich , daß die Ver -

fechter dieses Prinzips , insbesondere die Engländer , demselben
durch gesetzliche Bestimmungen entgegentraten , die Beschränkung
der Frauen - und Kinderarbeit einführten und den Normal -

arbeitstag für die jugendlichen Arbeiter sanktionirten , so daß
jetzt in England höchstens die Woche 60 Stunden gearbeitet
wird . Das sei ein unbestreitbarer Vortheil : die englische In -
dustrie hat sich in Folge dessen bedeutend gehoben , die Lage des
Arbeiters verbessert , seine Leistungsfähigkeit erhöht , die über -

schüssigen Arbeitskräfte , welche die heutige Produktion absorbirt ,
zu einer regelmäßigeren Beschäftigung und die zügellose Pro -
duktion in geregeltere Bahnen gebracht . Die Arbeiterorgani -
sationen sind zur Herbeiführung solcher Reformen nicht aus -

reichend ; die Kämpfe , welche allenthalben um die Erringung
einer kurzen Arbeitszeit stattgefundeu , beweisen zwar das Ver -
ständniß und die Energie , welche die Arbeiter zur Herbeiführung
solcher Reformen auch in Deutschland haben , aber in Bezug auf
die Gesetzgebung sieht es in Deutschland noch sehr trübe aus .
Die Sonntagsarbeit werde durch sogenannte Ablaßzettel von den

Polizeibehörden den Unternehmern erlaubt und es sei nicht in
Abrede zu stellen , daß in dieser Beziehung eine Willkür ein -
gerissen sei , die immer zu Ungunsten der Arbeitenden ausschlage .
Dahin gehöre die Fortsetzung der Bauten am Sonntag , über -
Haupt fast alle Arbeiten der Handwerker und Fabrikarbeiter .
Es handle sich keineswegs um eine Heilighaltung des Sonntages
im Sinne der Temperenzler, sondern darum , Jedem die nöthige
Erholung und Ruhe zu schaffen , sowie Zeit zu einem Vergnügen
zu lassen . Was den Normalarbeitstag betreffe , so sei es That -
fache , daß die gesetzlichen Bestimmungen in Deutschland , welche
hier für die Kinder und jugendlichen Arbeiter vorhanden , nicht
präzise genug gefaßt seien , mithin häufig übertreten würden und
die Controle der Haus - und Fabrikindustrie werde durch die

Behörden zudem lax gehandhabt . Redner beleuchtet nun alle

Nachtheile der Kinderarbeit in körperlicher , geisttger und sitt -
licher Beziehung , kritisirt die bezüglichen Bestimmungen des Ge -
wcrbegesetzes und beruft sich besonders auf das Zeugniß von
Pädagogen , welche die Ansicht ausgesprochen , daß durch einen
sechsstündigen Schulunterricht die geistige und körperliche Kraft
eines Kindes vollständig in Anspruch genommen werde . Die

Sozialdemokratie werde daher bei ihren Anträgen im Reichstage
darauf dringen , daß die Kinderarbeit überhaupt verboten , für
jugendliche Arbeiter aber der Normalarbeitstag nicht allein ,
sondern überhaupt für alle Arbeitenden eingeführt wird , denn
der Mensch sei eben in allen Altersperioden in stetiger Ent -
Wickelung begriffen . Würde der Mensch von Jugend auf nicht
überarbeitet und ausgebeutet , dann würde ein bei weitem höheres
Durchschnittsalter , als 33 Jahre , erreicht werden . Die Unter -
wcrfung des Arbeiters unter die Kapitalmacht bedinge , daß für
ihn Schutzmaßregeln durch die Gesetzgebung ergriffen würden .
Natürlich schließen solche Gesetze Ausnahmefälle bei außerordent -
lichen und dringenden Gelegenheiten und Naturereignissen nicht
aus . Es sei aber gewiß , daß durch ein solches Gesetz 4 Mill .
Arbeitende aller Branchen der Haus - , Fabrik - und Handwerks -
industrie auf eine höhere Stufe gehoben werden würden . Die
Industriellen sträubten sich zwar gegen die Einführung solcher
gesetzlichen Bestimmungen , doch sei es sicher , daß über kurz oder
lang Männer aller Parteien dafür ihre Sttmme erheben würden .

natürliche Heilmittel zur Gesundung der wirthschaftlichcn Zu -
stände zu erblicken . Die Ermäßigung der Arbeitslöhne wird

nach allgemeinen wirthschaftlichen Gesetzen und Erfahrungen auch
ein Herabgehen der Lebensmittelpreise nach sich ziehen . Vor
Allem aber ist zu erwarten , daß die bei der Industrie entbehr -
lich werdenden Arbeiter wieder zu den früher von ihnen betrie -
denen Berufsarten zurückkehren und daß mit dem Aufhören des

Zuflusses der Arbeitsuchenden nach den großen Städten und den

sonstigen Jndustrieplätzen wieder eine angemessenere Vertheilung
der arbeitenden Kräfte im Lande eintreten werde . In diesen
Gesundungsprozeß einzugreifen , kann durchaus nicht als rathsam
erachtet werden . Es würde die Rückbildung zu normalen Ver -
Hältnissen in ihrem natürlichen Verlaufe unterbrochen werden ,
wenn gegenwärtig durch außerordentliche Unternehmungen des
Staates in den großen Städten oder in den Jndustriebezirken
große Arbeitermassen in Thättgkeit gesetzt und dadurch für
längere Zeitdauer an ihren jetzigen Wohnplätzen festgehalten
werden sollten .

_ _

— Richter und Parisius sind bekanntlich gute Parteifreunde
und haben sich während der Wahlbewegung durch ihre „Fortschrittliche
Correspondenz " den wohlberechtigten Haß der Nalionalliberalen und
die Mißbilligung ihrer eigenen Parteigenossen zugezogen . Heute nun
straft einer dieser Herren den andern Lügen . Herr Eugen Richter in
seiner blinden Parteiwuth schreibt der „Brest . Morgen Zeitung " : „ Der
würdige Eindruck , welchcn die Uebereinstimmung aller selbstständigen
Parteien — nur der Posener Polizeipräsident von Slaudy stellte sich
auf Seiten der Regierung — in dem Falle der Posener Interpellation
der Regierung gegenüber macht , wurde nur durch das Auftreten des
Sozialdemokraten Liebknecht gestört , welcher den Fall als zu einer
Wahlagitationsrede für die Postbeamten geeignet erachtete . " Ganz an «
ders klingt , was Parisius in der „ Breslauer Zeitung " sagt . „ Der
Abgeordnete Liebknecht — meint dieser Herr — müßte eigentlich dem
Reichskanzleramts - Präsidenten Hofmann und dem Generalpostmeister
Stephan zu besonderem Danke verpflichtet sein , — er erntete zum ersten
Male im Reichstage Beifall , auch von anderen als Sozialdemokraten . "
Da auch der stenographische Bericht „Beifall " nottrt , so hat Herr Eugen
Richter stark übertrieben resp . entstellt . Ob danach die übrigen Aus -

führungen des Herrn Abgeordneten , der unter dem Zeichen ß in der
„ Breslauer Morgen - Zeitung " schreibt , glaubwürdig sind , mögen Andere

beurtheilen . _ ( Wahrh . )
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Daß sich eine solche Maßnahme für die industriellen Arbeiter
auch als ein bedeutender Nutzen für die landwirthschaftlichen
Arbeiter und die Beamten erweisen werde , sei feststehend . Redner
beleuchtet nun die Ueberarbeitung der Postbeamten , Telegraphistenec .
durch deren Arbeit bedeutende Ueberschüsse für d- is Reich erzielt
werden , bespricht dieser Thatsache und den Lohnreduzirungen
gegenüber die Erhöhung der Botschaftergehalte , für die Bismarck
so warm eingetreten und kritisirt die Haltung der „Provinzial -
Correspondenz ", welche noch immer die Lohnherabsetzungen
empfehle . Es sei daher Pflicht des Arbeiterstandes , zur Bes -
serung seiner Lage selbst Hand anzulegen , insbesondere dafür zu
sorgen , daß Vertreter seiner Klasse die aufgestellten Forderungen
in den gesetzgebenden Körpern geltend machen . Die von den
Gegnern vertheidigte „persönliche Freiheit " sei in ihr Gegentheil
umgeschlagen , sie bedeute die Anarchie und in ihren Consequenzen
sei sie zur Willkür geworden , unter welcher der arbeitende Stand

zur Knechtseligkeit herabsinke . Referent bespricht weiter die Maß -
nahmen , welche gegen die Arbeiter in Bezng auf die Einführung
von Arbeitsbüchern und die kriminelle Bestrafung des Contrakt -
bruches geplant werden , hebt nochmals die Bedeutung des selbst -
ständigen Vorgehens der Arbeiter hervor und begründet nunmehr
die zu fassende Resolution , indem er weiter ausführt , daß durch
die Eingabe an den Hamburger Senat und an den Reichstag
wenigstens das erreicht werden würde , daß die späteren Gene -
rattonen auf den gegebenen Grundlagen weiter bauen können .
In diesem Sinne bittet er die folgende Resolution aufzufassen ,
welche lautet :

Resolution .
Die Versammlung erkennt an , daß ein großer Theil unserer

sozialen Schäden darauf zurückzuführen ist , daß unserem arbei -
tenden Volke die Wohlthat einer normalen möglichst fest be -

grenzten Arbeitszeit und besonders der Sonntagsruhe vielfach
— auch in Hamburg — vorenthalten wird .

Die Versammlung erkennt an , daß es darum die Pflicht Aller
sei, denen das Wohl des arbeitenden Volkes am Herzen liegt
( ohne Unterschied der Partei ) zunächst dem Votte die Sonntags -
ruhe wieder zu sichern und deshalh der Sonntagsarbeit entgegen -
zutteten . Freie Vereinigungen mit gegenseittger Verpflichtung
haben erfahrungsmäßig sich für die Zustände der Gesammtheit
als nicht ausreichend erwiesen . Daher ist ein Einschreiten des
Staates und der Gemeinden zu Gunsten einer normalen Arbeits -

zeit nachdrücklichst zu fordern . In dieser Ueberzeugung beschließt
die Versammlung :

Eine Commission von 7 Personen zu wählen und dieselbe
zu beauftragen :

1. Durch eine an den Hamburger Senat gerichtete Eingabe
zunächst gegen die Sonntagsarbeit vorstellig zu werden und die

Anstellung von Fabrikinspektoren zu empfehlen .
2. Durch eine Petition an den Reichstag die Einführung

des zehnstündigen Normalarbeitstages in allen industrielle » Eta -

blissements und Werkstätten , sowie das Verbot regelmäßiger
Arbeit der Kinder unter 14 Jahren in solchen Etablissements
zu befürworten , endlich auch die Anstellung von Fabrikinspektoren
für bestimmt abzugrenzende Bezirke zu fordern .

IZarmen , 15 . Mäxz . ( Neger und Arbeiter . ) Es geht doch
Nichts über den Kastengeist im Wupperthale , so schreibt unser
Bergisches Parteiblatt , das hat uns jetzt wieder die „ Barmer
Zeitung" bewiesen . Dieses Blatt will nämlich die „ Arbeiter "
aus den Pferdebahnwagen verbannt wissen , damit die „ Feinen "
und „Reichen " hübsch unter sich sind und nicht durch die Nähe
eines Proletariers im Kittel genirt werden . Indem nämlich
jenes Blatt die Behauptung aufstellt , daß Arbeiter den Raum
der Pferdebahnwagen durch Mitbringen von Säcken zu sehr in

Anspruch genommen hätten , fügt es hinzu : „ Wir glauben , bei
den engen Raumverhältnissen der jetzigen Wagen würde es be -
deutend zweckmäßiger sein , besondere Arbeiterwagen — wie dies

ja auch anfangs beabsichtigt wurde — einzuführen und diese zu
bestimmten Stunden von den beiden Endstationen abfahren zu
lassen . " In Amerika hatten die früheren Sclavenzüchter es
einmal durchgesetzt , daß besondere „Niggerwaggons " " auf den

Pferdebahnen fahren mußten , damit die Farbigen immer daran

sich erinnern sollten , daß sie Paria ' s und einst Sclaven gewesen
seien . Ein Sturm der öffentlichen Meinung hat die „ Nigger -
Waggons " beseittgt und Gleichberechtigung hergestellt . Und nun

plant die „ Barmer Zeitung " für die „ weißen Sclaven " des

Wupperthales dieselbe verletzende Einrichtung . Ein vortrefflicher
Fortschritt .

Kökn , 16 . März . Nachiteherfde interessante Geschichte , die

hier "eine gewisse Sensation erregt und den bekannten Kölner

„ Klüngel " recht grell beleuchtet , dürfte auch für weitere Kreise
des Interessanten genug bieten . Im Laufe dieser Woche führte
der rühmlichst bekannte Kölner Männergesangverein im Stadt -

theater wiederholt die Kölnische Volksoper „ Jan un Griet "

auf . Diese auch in musikalischer Hinsicht meisterhaft arrangirte
Oper hat die Geschichte Jan von Werth ' s , des bekannten Gene -
rals und Reichsgrafen , der im dreißigjährigen Kriege sich so
„hervorthat " , daß Kaiser Ferdinand ihn mit der Herrschaft
Benatek in Böhmen beschenkte , zum Gegenstand . Jan , den auch
W. Müller von Königswinter und Karl vom Rhein besungen ,
mar früher Knecht auf dem sogenannten Kämpcheshof in Köln

( Lehngut der Burg Schlenderhahn ) und hatte als solcher der

Magd „ Griet " den Hof gemacht , die aber nichts von ihm wissen
wollte . Die Oper behandelt nun diese Geschichte , theilt aber

auch ganz vortreffliche Seitenhiebe aus , die nicht sowohl dem

Jahre 1620 , als dem Jahre 1877 gelten . So wird u. A. die

Stadterweiterung , Pferdebahn , Gas - und Wasserleitung persiflirt ,
ganz besonders aber richtet sich die Spitze der Satyre gegen den

jetzigen Besitzer der Burg Schlenderhahn , die etwa drei Stunden

von hier entfernt liegt . Die früheren waren die Grafen von

Frentz , zu denen Jan von Werth in naher Beziehung stand ;
jetzt ist die Burg in den Händen eines jüngst baronisirten jüdi -
ichen Bankiers , der vermöge seines enormen Reichthums in Köln

sehr — rücksichtsvoll behandelt werden muß . Speziell führt ein

Sohn des Barons , der in der Oper als „Flips von Schleuder -

hahn " figurirt , die Geschäfte auf dem weitgedehnten Gute , d. h.
der junge Herr Baron lebt sehr flott , verschwendet sehr viel

und kann auch nicht eben als Tugendmuster hingestellt werden .

So beherbergte er u. A. im vorigen Herbst eine berühmte Draht -
scilkünstlerin des Circus R. drei Tage und drei Nächte auf
Burg Schlenderhahn , und soll dieses kleine Amüsement das

kleine Sümmchen von 30,000 Mark verschlungen haben . Hierauf
spielt nun eine Scene der Oper „ Jan un Griet " an , in welcher
die Kunstliebe des Herrn Barons für Theater und Ballet ,

für Circus und Pferde betont wird und in der es wörtlich
heißt :

„ Und bäumte sich der ,Dccan ' ,
Bezähmt ihn Flips von Schlenderhahn . "

Was thut nun der alte Herr Baron und Millionär ? Er kaust

sofort noch während der ersten Aufführung sämmtliche noch vor -

handene Textbücher für 450 Mark auf , läßt die Verfasser der

Oper an die Kasse des Theaters zu sich rufen , — man hat viele

Rücksicht zu nehmen , denn die Macht des Herrn Barons ist jehv



groß — , die neu gedruckten Textbücher enthalten die betreffenden
Strophen nicht , bei der zweiten , dritten und vierten Aufführung
durften die Strophen nicht mehr gesungen werden , kurz , man

hatte die unangenehme Geschichte schnell aus der Welt geschafft .
Köln aber schüttelt den Kopf und denkt : „ Dem Geldsacke beugt
fich Alles ! "

Die Reichstagswahl in unserm Bezirk ist für unsere
Sache günstig ausgefallen . Im Jahre 1874 erhielten wir 1436

Stimmen , 1877 im ersten Wahlgang 6154 , bei der Stichwahl
am 22 . Januar 8935 , während der Nationalliberale 11,312
Stimmen erhielt . Vor der ersten Wahl am 10 . Januar waren

die Gegner zu fiegesgewiß , und der Sieg wäre unser gewesen ,
wenn nicht der frühere Sozialdemokrat Dr . med . Kuntz in letzter
Stunde den Fortschrittler Ausfeld aufgestellt hätte . Ausfcld
kam nicht mit zur Stichwahl , und nun gingen die Fortschrittler
wieder mit den Liberalen , nachdem sie erst aus den : liberalen

Comitö mit Entrüstung ausgetreten waren , als Hopf ( national -
liberal ) auf Anfrage erklärt hatte , daß er dem Compromiß eben -

falls mit zugestimmt hätte . Sie hüpften wie die Frösche aus

einer Pfütze in die andere . Dennoch hätten wir noch in der

Stichwahl gesiegt , wenn nicht von Pfarrern , Schullehrern und

Förstern in der bekannten Weise gegen uns operirt worden

wäre . — Nicht unerwähnt kann bleiben , daß die hiesigen Ar -
beiter und bei der Stichwahl auch die von Erfurt , Arnstadt und
anderwärts große Opferwilligkeit an den Tag legten , um uns
den Sieg erringen zu helfen . Unsere Abrechnung schließt vor -

behältlicher Richtigstellung mit 1602,90 Mark Einnahme und

1651,90 Mark Ausgabe .
Naumburg a . S. Sonnabend den 10 . März hielten wir

hier eine trotz nur einmaligen Annoncirens sehr zahlreich be -

suchte Volksversammlung ab mit der Tagesordnung : „ Die gegen -
wältige Nothlage der arbeitenden Bevölkerung und deren äugen -
blickliche Abhilfe . " Herr Klute ( Erfurt ) erledigte die Tages -
ordnung zu Aller Zuftiedenheit , und verdienen wohl folgende
Stellen seiner Rede hier hervorgehoben zu werden . Nachdem
Redner die historische Bedeutung des Staates klargelegt und

nachgewiesen hatte , daß derselbe sich blos aus dem gegenseitigen
Erhaltungstriebe nach und nach organisirt habe , folgert er

hieraus , daß der heutige Staat seine Aufgabe als solcher gänz -
lich verkenne , indem er sich in wirthschaftliche Dinge nicht ein -

mischen wolle und sich somit gleichsam als eine Null dokumen -
tire . Es sei die heiligste Pflicht des Staates , nicht blos auf
polittschem , sondern auch auf wirthschaftlichem Gebiete für die

Gesammtheit und nicht nur für eine winzige Handvoll Menschen ,
die sich einbildeten der Staat zu sein , einzutreten . Während
die große Masse des arbeitenden Volkes , die 96 Prozent der

Bevölkerung , die Schlachten schlagen müsse , den Grundpfeiler
des Staates bilde , führe ein kleiner Bruchtheil ein Wohlleben
ohne Gleichen . Der Staat verdanke seine Existenz der Arbeit

Aller , er sei deshalb auch verpflichtet , für dieselben einzutreten .
Das Recht auf Arbeit wolle man aber nicht anerkennen , weil

man fürchte , damit ein Stück Sozialismus anzuerkennen . Den

Arbeitern Berlins und der großen Städte werde von der libe -

ralen Presse zugemuthet , sich auf ' s Land als Bauernknechte zu
verdingen . Es könne Keinem angesonnen werden , eine Arbeit ,
die er nicht gewöhnt sei , zu verrichten . Deshalb sei es Pflicht
des Staates , dafür zu sorgen , daß jedem Arbeiter in seiner , oder

in einer seinem Berufe verwandten Branche Beschäftigung ge -
sichert würde . — Nachdem noch ein Parteigenosse darauf hin -

?ewiesen, daß es in Naumburg Straßen gäbe , die so Mangel -
ast gepflastert find , daß man beim Passiren derselben zur

Nachtzeit Hals und Beine brechen könne , weist er auch darauf
hin , wie schlecht der Staat beim Bau der Unstrutbahn die Ar -

beiter bezahle . Die Erdarbeiter daselbst erhalten nicht mehr als

14 —15 Groschen pr . Tag , wovon sie dann eine Familie er -

nähren sollten . — Schließlich wird folgende zur Debatte ge -
pellte Resolution einstimmig angenommen : „ Wohl wissend , daß
vom heuttaen Staate eine durchgreifende Hilfe für das arbei -
tende Volk nicht zu erwarten ist , erklärt die heutige Volksver -

sammlung , daß es wenigstens Pflicht des heutigen Staates ist ,
der augenblicklichen Kalamität , in seinem eigenen Interesse , durch
Bornahme der dringendsten Arbeiten abzuhelfen . " Nach An -

nähme obiger Resolution wurde die Versammlung vom Vor -

sitzenden geschlossen . T.

chrohenhain , 13 . März . Geraume Zeit ist es her , seit den

Lesern des „ Vorwärts " von hier etwas mitgetheilt wurde , jja
nicht einmal über die Wahl konnten wir etwas berichten und

zwar , weil dieselbe all ' unsre wenigen Kräfte vollständig in An -

much nahm . Es würde wenig Interesse bieten , wie auch die

Redaktton ds . Bl . meint , wollte man über die Vorkommnisse
bei der Wahl , nachdem schon längere Zeit verflossen , noch
schreiben . Was wir jedoch constatiren müssen ist : daß das Re -

sultat der Wahl in unserem Kreise zwar ein sehr günsttges
( Nauert soz. ca . 5200 , Richter freicons . 7043 , Scheller eonserv .
ca . 1800 Stinimen ) aber für uns kein überraschendes war , es ist
dasselbe nur die Folge einer rationellen Agitatton . Wird man

auf unfern Kreis insofern mehr Rücksicht nehmen , als man die
weiter nöthig werdenden Kräfte zur Verfügung stellt , so wird

man bei der nächsten Wahl noch wahrnehmbarere Erfolge ver -

zeichnen können . Daß es an uns , die wir im Kreise wohnen ,
nicht fehlen wird , mag �nachstehender Bericht beweisen . Zu
Sonnabend , den 10 . März hatten wir eine Volksversammlung
einberufen , in welcher Genosse Most aus Berlin über : „ Die
Stellung des Kleinbürgerthums und der Sozialismus " , referiren
sollte , jedoch nicht anwesend sein konnte , da er berufen wurde ,
der Beerdigung des „Altmeisters der Demokratte " , Joh . Jacoby ,
beizuwohnen . Trotzdem nun in : Laufe des Nachmittags bekannt
wurde , daß Most nicht komme , so hatten sich doch noch 6 —700

?Zersonen
versammelt und war Hr . Georg Äollmar aus Dresden

o gütig , den Vortrag zu übernehme » . Die äußerst gedanken -
reichen Ausführungen des Referenten lohnte reicher Beifall .
Nach Wollmar sprach nur noch Genosse Geier von hier . Zu er -

wähnen ist noch , daß die Versammlung nach Aufforderung und

kurzer Hindeutung auf die Thatcn des verstorbenen Jacoby sei -
tens des Vorsitzenden sich zu Ehren des Verstorbenen einhellig
von den Sitzen erhob . Den Tag darauf , am 11 . März , feierten
wir ein Wahlfest , welches , trotzdem die Polizei , deren Chef der

Bürgermeister und Durchfallscandidat des Leipziger Landkreises ,
Ludwig - Wolf , ist , die Führung öffentlichen Billetverkaufs ver -
boten hatte , außerordentlich zahlreich besucht war . Alle Piecen
dieses Festes , besonders die von Herrn Vollmar gehaltene er -
greifende Festrede erfreuten sich lebhasten Beifalls . Unter anderem
wurde auch von den Sgngcrn des hiesigen Arbeiterbildungs -
Vereins das von A. Douar für die „ Neue Welt " componirte
Lied : „ Die Arbeit " vorgetragen . Ein Ball , der der beginnenden
Fastenzeit wegen nur bis 12 Uhr Nachts andauern durfte , hielt
die Festtheilnehmer in fröhlicher harmonischer Stimmung bei -
sammen . Wir gewannen wieder eine Anzahl Parteigenossen .
Der Nebenzweck des Festes , die Tilgung unserer Wahlschuld ,
wurde ebenfalls erreicht .

Erfreulicherweise mehren sich auch die äußeren Anzeichen, die
uns den Beweis liefern , daß die Menschheit unablässig weiter

auf der Bahn wahrer Cultur wandelt . Man hört jetzt sehr oft ,
daß der eine oder der andere Geistliche Bekehrungsversuche
machen geht zu denen , die den „kirchlichen Segnungen " entsagen
und aus diesem Grunde sich nicht kirchlich trauen oder ihre
Kinder nicht taufen lassen wollen . Man darf keineswegs glauben ,
daß diese Verkünder „christlicher Nächstenliebe " sich etwa einer

gewählten Ausdrucksweise bei ihren mündlichen Bekehrungsver -
suchen bedienen , auch fehlt , wenn alles nichts fruchten will , das

Anathema nicht , aus dem sich allerdings ein „Gottloser " nichts
macht .

Die Wirren im städttschen „Credit - und Vorschußverein " ,
dessen Kassirer Stadtrath Franke bekanntlich durchbrannte , sind
noch nicht zu Ende und werden wir gelegentlich Näheres hier -
über berichten .

Weißen . Die Reichstagswahl am 10 . Januar hat uns ein

Resultat gebracht , mit welchem wir vorläufig zufrieden sein
können ; aber dennoch haben wir vielfach Leute getroffen , welche
sich darüber gewundert haben , daß wir unfern Candidaten mcht
durchgebracht haben , was aber lange nicht so leicht ist , wie es

sich Mancher vorstellt . Wenn wir nicht anders vorgehen , wie

wir bis jetzt vorgegangen sind , so wird auch bei der nächsten
Wahl der Sieg für uns ein zweifelhafter sein . Wir können aber

bei der nächsten Wahl siegen , wenn wir nur wollen . Um den

Sieg aber zu erlangen , ist es vor allen Dingen nöthig , daß
sämmtliche Gesinnungsgenossen Hand an ' s Werk legen . Die -

jenigen , welche nicht Gefabr laufen , gemaßregelt zu werden , sind
hiermit dringend aufgeforoert , unsere Versammlungen so viel als

nur irgend möglich ist zu besuchen ; gerade der mangelhaste
Versammlungsbesuch ist die Ursache , daß wir so oft mit unserm
Versammlungslokal wechseln mußten . Diejenigen hingegen , welche
meinen , daß sie sich in den Versammlungen nicht sehen lassen
dürfen , um nicht gemaßregelt zu werden , können ebenso gut
attive Mitglieder sein und ihren Verpflichtungen nachkommen ;
sie mögen sich nur an mich wenden und mir die Beiträge ein -

händigen , das Weitere wird sich dann finden . — Gesinnungsge -
nosscn ! Wir müssen eine rege Agitatton entfalten ; an allen

Orten , wo es nur irgend angeht , müssen wir Versammlungen
abhalten und unsere Grundsätze verbreiten , dann wird der Sieg
in drei Jahren unser sein . Wenn eine große Anzahl Gesin -
nungsgcnossen aber denkt , daß damit schon genug gethan ist ,
wenn sie am Wahltage ihre Stimmen abgeben und höchstens
einmal eine Volksversammlung besuchen , so find sie stark
im Jrrthum . Um unserer Sache zum Durchbruch zu verhelfen ,
bedarf es mehr ! Wir müssen Opfer bringen und eine rege
Agitatton entfalten , denn eine kleine Zahl akttver Mitglieder ist
nicht im Stande , die nöthigen Geldm : ttel zu beschaffen , welche
wir haben müssen , um den Wahlkreis gehörig bearbeiten zu
können . Auch ist es höchst nothwendig , daß alle Genossen für
die Verbreitung des „ Vorwärts " und der „ Neuen Welt " ein -

treten , denn unsere Presse ist ja das wichtigste Agitationsmittel ,
welches uns zur Verfügung steht . Darum nochmals , Hand an ' s

Werk , Gesinnungsgenossen , Jeder nach seinen Kräften , damit in
drei Jahren auch unser Wahlkreis von einem Soziolisten im

Reichstage vertreten ist . T. Thieme .
Wügetn . Am 4. d. M. hatten wir bier eine Volksver -

sammlung . Auf der Tagesordnung standen : Die Wahlresul -
täte und das Programm der sozialistischen Arbeiterpartei Deutsch -
lands . Als Neferent war Herr Ch . Hadlich aus Leipzig er -

schienen , welcher durch einen 2V , Stunden langen Vortrag die

Tagesordnung zur Zufriedenheit aller Anwesenden erledigte . —

Nur noch zu bemerken ist , daß der Herr Bürgermeister die Ver -

sammlung nicht erlauben wollte und uns mit folgenden Worten

zurückwies: „ Was soll denn schon wieder eine Versammlung ?
Es ist doch genug , daß ich vor der Wahl eine erlaubt habe . "
Aber wir ließen uns nicht zurückschrecken und setzten unser Vor -

haben durch . _
A. St .

Hamburg . ( Oeffentliche Quittung . ) Zur Neuwahl rcsp .
Stichwahl in Altona sind bei dem Unterzeichneten von auswärtigen
Parteigenossen nachstehende Gelder eingegangen : Aus Kiel durch Stark

150,00 ; Heide d. Heinr . Off 66,00 ; Hanau d. Daßbach 50,00 ; Bremer -

Hafen d. Fellermann 5,00 ; Frankfurt a. M. d. H. Prinz 100,00 ; Mann¬

heim d. A. Dreesbach 20,00 ; Magdeburg v. der Exped . der „ Magde -
burger Freie Presse " d. W. KleeS 90,00 ; Kiel d. Chr . Stark 100,00 ;
Dresden d. B. Wückert 10,00 ; Kötzschenbroda bei Dresden d. E. Leh -
mann v. Bäckermstr . Franke 4,50 ; Schneiderges . 3,50 u. Schneidermstr .
E. Lehmann 12,00 ; Geislingen zur Stichwahl v. I . B. 5,00 ; Calbe
a. d. S . durch L. . Schönian 11,00 ; Frankfurt a. M. d. F. Schwenk
12,20 ; Hastedt bei Bremen d. C. Grope 11,55 ; Flensburg d. Th . H.
Lewing 25,00 ; Verden d. Adam Müller 28,25 ; Wald d. Hugo Wilms

3,00 ; v. F. Bouick , Ackerftr . 3A , 3,00 ; v. Cigarrenarbeitern aus Lübecke
d. Münze 2,60 ; aus Kiel d. Oldenburg 5,45 ; v. Cigarrenarbeitern aus

Würzburg d. Spitzig 3,00 ; v. Berliner Arbeitern d. Anders 500,00 ;
v. Ch. Bauer in Offenbach 23,00 ; v. P. in Leipzig 1,50 ; v. Arbeitern
aus Celle d. Heyer 24,35 ; v. den Arbeitern der Bergmann u. Jung -
mann ' schen Cigarrcnfabrik ( Zollvereins - Niederlage ) 10,35 d. Munderloh
aus Oldenburg ; O. 6,85 d. H. Pflughaupt aus Barmstedt ; 1,50 d. H.
Knoop ; von der Liedertafel „Lassallea " in Harburg 100,00 d. H. Holst -
mann ; v. den Harburger Arbeitern 200,00 ; d. Haß in Neustadt 6,64 ;
Potsdam v. drei Freunden d. F. Beyer 1,80 ; aus Barmen 40,00 ;
Cainsdorf in Sachsen v. den sechs im Kloster 1,40 ; Limbach d. Carl

Schumann 5,00 ; Preetz d. H. Sellmer eine Bogensammlung 16,58 und
eine Tellersammlung 28,42 ; Düsseldorf d. A. Mackensy 4,50 ; ( eine
Pastanweisung mit 23,35 habe ich erhalten . Ort und Name des Ab -

senders war unleserlich geschrieben ) aus Wolfenbüttel d. B. Wimmer

3,15 ; Niederrad d. Bernhard Kreckmann 6,00 ; Elmshorn d. C. H.
Hamer , ges. auf sieben Listen 46,75 ; Segeburg d. F. Tödt 13,60 ;
Mülheim a. d. R. d. H. U. 4,55 ; Kesselstadt bei Hanau v. Goldarbei -
tern d. W. Schäfer 6,00 ; Wittgensdorf d. Reinhard Gruner 7,15 ;
Mülheim a. R. v. Wahlverein 16,37 ; Düsseldorf 2. Sendung� d.

Mackensy 3,00 ; Timmdorf v. I . Dose , I . Burmeister und Chr . Ehrich
3,50 ; Düffeldorf v. Schuhmachergewerk d. A. Mackensy 1,80 .

H. Lensch , Holstenstr . 43 L

Wahlfonds .
Vom Arbeiterverein Plagwitz 0,92 . ;

Fonds für Gemaßregeltc .
Von D. hier 3,00 ; von einem 48 . und 49 . Kämpfer in Mann -

heim 2,00 .

Anzeigen zc »

Sonnabend , den 24 . März , Abends 8l/t Uhr
- villtUW . in Koppelmann ' S Salon :

Volksversammlung .
Tagesordnung : Bortrag . O. Reimer . ( 50

unbe «
Brieflaste «

der Redaktion . - Correfpondent in Friedberg : Seien Sie

sorgt , Ihr Name wird nicht genannt werden .
der Expedition . Heerhold in Ottensen : Die Annonce kam für

die Mittwochs - Nummer zu spät . — Isaak L. in Königsberg i. Pr . :
Ueber den Leipziger Hochverrathsprozeß giebt es nur die eine Schrift
zu 3 M.

Quittung . Grbnstn Lindenau Schr . 23,03 . Arbeiterverein Reud -

nitz Ann . 0,20 . Bttl Mannheim Ann . 6,00 . Frtn Paris Ab. 4,00 .
Rttmnr München Ab. 30,00 , Schr . 13,84 . A. Bstr London Ab. 4,00 ,
Schr . 16,00 . Wchtr Bludenz Ab. 7,52 . Arb . - Bild . - Berein Maff ' ersdorf
Ab. 3,17 . N. Wsmr Anina Ab. 10,00 . Brbm Gotha Ab. 9,00 .
Schlr Frohnau Schr . 4,80 . Oppnhm Bremen Schr . 3,00 . Krtzschmr
Dortmund Schr . 9,70 . Lhmnn Rendsburg 3,96 . Hrmsdrf Gohlis Ab.

40,00 . Lgs Hannover Ann . 1,00 . Plnsk Dinglingen Ab. 1,00 . Brnng
Delitzsch Ab. 3,60 . Mllr Mannheim Ab. 27,00 . Kttl Apolda Ab.

50,00 . Gtz Oelsnitz Schr . 4,20 . Brng Nyborg Schr . 4,20 . Vgntz
Volkmarsdorf Schr . 4,50 . Uhlmnn Crimmitschau Schr . 4,90 . L.

Königsberg Schr . 2,60 . Trst Kleinzschocher Schr . 2,36 . Msk Laibach'
6,67 . Brng Delitzsch Schr . 2. 20. ,

Frankfurt a .
sowie aller sozialistischen Zeitungen zur Nachricht , das Abonnements

zu jeder Tageszeit angenommen und pünktlich besorgt werden von
0,50 ) ( 3a ) ( F. 122 ) W. Knocke' , Kl. Eschenheimerstr . 45 .

Sozialdemokrattscher Wahlverein .
« yUUUvvvP . Sonnabend , den 24 . März , Abends 8' / , llhr „
im Lokal des Hrn . Boge , Mittelstraße 11 : ( F. 161 )

Ges chlossene Mitglieder - Vers ammlung .
Tagesordnung : Wichtige Bereinsangelegenheiten . ( 0,70

Der Vorstand .

O «vrl4,t/ - r Metallarbeiter - Gewerkschaft .
Sonnabend , den 24 . März , Abends 8 Uhr : Ver -

sammlnng . Am Täubchenweg , Restauration von Jul . Menzel .
Tagesordnung : Gewerkschaftliches . ( 0,50
im . Montag , den 16. April : Generalversammlung bei Obigen .

Gewerkschaft der Holzarbeiter .
Sonnabend , den 24 . März , Abends 8 Uhr , im

Thüringer Hof ( Burgstr . ) :

Allgemeine Mitgliederversammlllng .
Tagesordnung : 1. Vortrag . 2. Verschiedenes . ( 0,70
Zahlreiches Erscheinen erwartet Der Borstand .

Sonnabend , den 24 . März , Abends
g' /t Uhr , im Salon „ Germania " :

Volksversammlung .
Tagesordnung : Die Bestrebungen der Gegenwart in wirthschaftlicher ,

politischer und religiöser Beziehung . Referent Hermann Ramm aus
Leipzig . Der Einbcrufer . ( 70

Osnabrück .

. O- H- tmftm Freitag , den 23 . März , Abends 8 Uhr , in
�lieNseN . Bnrmeister ' s Salon :

Volksversammlung .
Tagesordnung : Die Aufhebung der hiesigen Volksschulen . Referent

Herr Max Stöhr . F. Heerhold . ( 0,60

Sonntag , den 25 . März , Morgens
10>/ , Uhr , im Saale des Hrn . Kuhlmann, .

Altemünze 22 : Oeffentliche Arbeiterversammlung .
Tagesordnung : Vortrag . Verschiedenes . Referent Herr Kühn aus

Osnabrück . ( 60
Um recht zahlreiches Erscheinen ersucht P. Krowiarz .

Den geehrten Abonnenten des „ Vorwärts " in Kleinzschocher -
zur Notiz , daß ich vom 1. April an Bestellungen auf den „ Vor -
Wärts " übernehme . Franz Trost , Hauptstraße Nr . 10.

Äbonnemtnts - Einladlmg
pro 2. Quartal 1877 .

Die Neue Welt .
Jllustrirtes Unterhaltungsblatt .

Wöchentlich 1' / , Bogen . Preis vierteljährlich Mk . 1,20 .
In Heften st 30 Pfg .

II . Jahrgang . Auflage über 33,000 .
Jede ZZuchhandtung und Nostanstatt nimmt ZZeftessungen an .

Bei Postabonnements wolle man sich auf die Zeitungspreisliste 1875 ,
Seite 64 , Nr . 2577 berufen . — Heftlicferungen können bei der Post
nicht bezogen werden . — Für Kreuzbandjendungen innerhalb des
deutsch - österreichischen Postgebictes berechnen wir incl . Porto per Quar -
tal 1 M. 60 Pf . Für Hefte oder Einzelnummern bitten wir bei Be -
stellung den Betrag in Briefmarken beizulegen .

Die Leser unserer Parteiblätter machen wir darauf aufmerksam
daß zur Einführung der „ Neuen Welt "

„Jllustrirte Prospekte "
gratis versandt werden , welche ein Verzeichniß deS Inhalts der ersten
Nummer von 1877 und Jllustrationsproben enthalten .

Die Verbreitung der Prospekte in Versammlungen , Vereinen ,
Werkstätten , Wirthschasten und Familien wird den Gesinnungsgenossen

alS bestes Agitationsmittel
dringend an ' S Herz gelegt .

Bei Bestellung ist die Zahl deS Bedarfs und genaue Adresse
anzugeben . Plakate zum Aushängen in öffentlichen Lokalen und
Sammelliste « stehen zu Diensten .

Die Genossenschastsbuchdruckerei .
Leipzig , Färberstraße 12/11 .

Die Parteipreffe wird um Gratis - Abdruck dieser Annonce ersucht .

„ Der arme Konrad "
Kalender für 1877

ist brochürt vergriffen .
Nur noch gebunden zu haben .

Die Expedition des „ Borwirtt " .

I . in Kirchhain N. - L. : Haben Sie das Schreiben vom 30 . De -

zcmber , sowie die Kreuzbandsendung vom 27 . Februar erhalten . Auf

Ersteres ist bis jetzt keine Antwort hier eingegangen . D. Hamburg .

Bis spätestens Ende März a . e . müssen alle

Rückstände auf

Schriften , Neue Welt - u . Vorwärts -
Abonnements

regulirt sein , dafern nicht Einstellung weiterer Lieferungen erfolgen soll .

Inventur und Bücherabschluß , sowie die Nothwendigkeit eigene Ver «

pflichtungen rechtzeitig zu erfüllen , machen dieses Verfahren nothwendig .

Severatmahnungen werden wir also nicht mehr erfolgen lassen .
Die Expedition des Vorwärts «. Genossenschaftsbuchdruckerei .

Verantwortlicher Redakteur : W. Hasenclever in Leipzig .
Redaktion und Expedition Färberstraße 12/11 . in Leipzig .

Druck und Verlag der GenoffenschaftS buchdruckerei in Lt ' pziK
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